
Editorial

Letztwillige Hergabe – wofür?

Die Antwort auf diese Frage war vor 70 Jahren klar, wenn 
ein verheirateter Mann eine (meist jüngere) Frau letztwillig 
bedachte: Es wurde vermutet, dass der Erblasser die Frau für 
außereheliche Beziehungen belohnen und zu ihrer Fortsetzung 
anhalten wollte.1 Also: Letztwillige Hergabe für lebzeitige Hin­
gabe. Anders war dies nur, wenn die Errichtung des Testaments 
nach langjähriger Verbindung erfolgte, da dann die Gerichte 
davon ausgingen, dass sich die Beziehungen „erfahrungsgemäß“ 
nicht auf den Sexualbereich beschränkten oder dieser sogar in 
den Hintergrund trat.2 Bei einem 70 Jahre alten Erblasser sollte 
nach der Lebenserfahrung der entscheidenden (meist männli­
chen) Richter keine sehr hohe Wahrscheinlichkeit dafür beste­
hen, dass dieser eine Frau für die geschlechtlichen Beziehungen 
belohnen und – vor allem – zu ihrer Fortsetzung habe bestim­
men wollen.3 Bei sexuell motivierten Testamenten von Ehemän­
nern wurde die „klassische“ Geliebte4 inzwischen durch (meist 
jüngere) männliche Partner abgelöst.5 Das Testament also als 
spätes, nämlich posthumes Coming-Out?

Verhaltenssteuernde Testamente beschränken sich nicht auf 
sexuelle Bereiche. Sie sollen meist in Näheverhältnissen „beein­
flussend“ wirken. Typische Fälle sind die von Otte inkriminier­
ten Pflichtteilsklauseln,6 mit denen Eltern angeblich ihre Kinder 
dadurch bestrafen, dass sie ihnen von dem erarbeiteten Vermö­
gen nur das zukommen lassen, was ihnen von Gesetzes wegen 
zusteht. Weitgehend akzeptierte Wiederverheiratungsklauseln 
sollen verhindern, dass aus dem Vermögen des erstversterben­
den Ehegatten ein neuer Ehepartner zulasten der erstehelichen 
Kinder etwas erhält.7

Schwieriger wird es, wenn Eltern ihre Sorge für die erwachsenen 
Kinder und das ihnen hinterlassene Vermögen durch Auflagen 
oder Bedingungen in der Verfügung zum Ausdruck bringen. Die 
Auflage, ein Testament mit einem bestimmten Inhalt zu errich­
ten, verstößt gegen § 2302 BGB. Was aber gilt, wenn die Zuwen­
dung davon abhängen soll, dass sich der Begünstigte in bestimm­
ter Weise verhält, also zB einer Drogen- oder Alkoholentzugsthe­
rapie unterzieht, aus einer extremistischen Partei austritt oder 
eine  geerbte  Gesellschaftsbeteiligung  nicht  veräußert.8  Die 
Bedingung, eine bestimmte Person nicht zu heiraten, war erst 
Gegenstand einer Entscheidung, bei der der Sohn schon zu Leb­
zeiten entgegen dem Willen des Vaters gehandelt  hatte.9  Die 
Erbeinsetzung von zwei Söhnen unter der Bedingung, sich von 
ihren Ehefrauen scheiden zu lassen, die ihnen im Krieg nicht treu 
waren und von denen eine sogar zwei außereheliche Kinder hatte, 
stieß beim BGH auf  Verständnis.10  Aus Gesellschaftsverträgen 
bekannte  Güterstandsklauseln  sind  wohl  auch  bei  einer  ver­
mächtnisweisen  Zuwendung  unverdächtig.11

Während das BayObLG12 ein Betretungsverbot in einer letztwilli­
gen Verfügung akzeptiert hat, wurde es vom LG Bochum13  als 

Verstoß gegen die Entschließungsfreiheit der Erbinnen für sitten­
widrig angesehen. Auch eine Erbeinsetzung unter der Bedingung 
der Pflege und des Nichtabschiebens in ein Pflegeheim könnte 
trotz des § 2057a BGB problematisch sein, da bereits die bloße 
Besuchspflicht eines wohl vereinsamten Erblassers als sittenwid­
riges Druckmittel angesehen wurde.14 Und da wären auch noch 
die Auflage der Grabpflege,  die ebenfalls  zu einer Verhaltens­
steuerung führt. Und in ländlichen Gebieten ferner das jährliche 
Lesen einer christlichen Messe, die einen aus der Kirche ausgetre­
tenen  oder  konvertierten  Erben  in  Gewissensnöte  bringt.

Fazit: Verhaltenssteuerndes Testieren wird schwieriger. Bei 
sexuellen Inhalten schützt ein hohes Alter. Bei anderen Aufla­
gen ein Zuwiderhandeln des Erben bereits zu Lebzeiten des Erb­
lassers. Und wohl immer ein geringes Nachlassvermögen, weil 
dann der Druck nicht so groß und die Grundrechtsbeeinträchti­
gung nicht so schwerwiegend ist.
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